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An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr.; Kroatische Emigrantenorganisationen 

Bezug: Kleine Anfrage der Abgeordneten Strauß und Genossen 
- Drucksache VI/1529 - 


Die Kleine Anfrage der Abgeordneten Strauß und Genossen 
beantworte ich im Einvernehmen mit dem Auswärtigen Amt 
wie folgt: 


1. Ist der Bundesregierung dieses Rundschreiben der Belgrader 
Regierung (vom 28. August 1970) bekannt? 

Die Bundesregierung ist auf das Rundschreiben, das vom jugo- 
slawischen Staatssekretariat für auswärtige Angelegenheiten 
herrühren soll, durch den Vorsitzenden des Kroatischen Natio- 
nal-Komitees, Herrn Dr. B. Jelic, hingewiesen worden. Dieser 
hat ihr eine Fotokopie des angeblichen Rundschreibens und 
eine Übersetzung ins Deutsche übersandt. Aus einer Reihe von 
Gründen besteht beim gegenwärtigen Stand der Erkenntnisse 
Anlaß, an der Echtheit des Dokuments zu zweifeln. 


2. Trifft es zu, daß sie mit der Belgrader Regierung enge Zu- 
sammenarbeit vereinbart hat, um die Liquidierung der Emi- 
grantenorganisationen zu erreichen? 


Nein. 


3. Hat sie und gegebenenfalls welche Maßnahmen zugesagt, um 
die Arbeit des Kroatischen National-Komitees unmöglich zu 
machen? 

Nein. 
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4. Trifft es zu, daß Vertreter der Sozialdemokratischen Partei 
derartige Maßnahmen zugesagt und daß Vertreter der Ge- 
werkschaften die „Säuberung des Terrains“ in West-Berlin 
versprochen haben? 


Es gehört nicht zu den Aufgaben der Bundesregierung, Mel- 
dungen über angebliche Äußerungen von Vertretern demokra- 
tischer Parteien und Organisationen auf ihren Wahrheitsge- 
halt zu prüfen. 


5. Welche Erklärung hat sie für die Empfehlung des Fraktions- 
vorsitzenden der Sozialdemokratischen Bundestagsfraktion 
Herbert Wehner in der Zagreber Regierungszeitschrift VUS, 
„die Exilkroaten auf den Mond zu katapultieren"? 


Vgl. Antwort zu Frage 4. 


6. Was gedenkt die Bundesregierung angesichts der Tatsache zu 
veranlassen, daß in mindestens 17 Fällen Anschläge auf pro- 
minente kroatische Persönlichkeiten - wie kürzlich auf Dr. 
Jelic in Berlin - verübt worden sind, die z. T. tödlich ver- 
liefen? 

Die vorliegenden Feststellungen ergeben insgesamt elf Fälle, 
in denen auf kroatische und serbische Emigranten in der Bun- 
desrepublik Mordanschläge verübt wurden, die mit Sicherheit 
oder zumindest großer Wahrscheinlichkeit auf politische Motive 
zurückzuführen sind. Anschläge dieser Art ereigneten sich im 
Juni 1965, September 1967, August, September und Oktober 
1968, April, Mai, Juni, August und Oktober 1969 und im Sep- 
tember 1970. Dabei sind insgesamt acht Personen getötet wor- 
den. Im übrigen sind auch Mordanschläge und Terroraktionen 
durch ausländische Emigranten zu erwähnen, die in der Bun- 
desrepublik leben und von hier aus die Regierung ihres Hei- 
matlandes zu bekämpfen suchen. Bisher wurden, und zwar im 
Zeitraum von November 1962 bis Juni 1969, sechs solcher An- 
schläge registriert, in denen die Täterschaft jugoslawischer 
Emigranten zweifelsfrei festgestellt wurde, davon zwei mit 
tödlichem Ausgang. In drei anderen Fällen sind die Opfer zum 
Teil schwer verletzt worden. 

Schlägereien und andere tätliche Auseinandersetzungen zwi- 
schen jugoslawischen Staatsangehörigen, bei denen es zum 
Teil erhebliche Verletzungen gab, die aber in ihrer Entstehung 
nicht aufgeklärt werden konnten oder bei denen die politische 
oder volkstumsmäßige Zugehörigkeit von Angreifern und An- 
gegriffenen nicht festzustellen war, sind in die vorstehende 
Aufzählung nicht mit aufgenommen worden. 

Die Bundesregierung verurteilt diese Anschläge, wie alle Ge- 
walt- und Terrorakte, auf das schärfste. Sie trifft alle zweck- 
dienlichen und rechtlich zulässigen Maßnahmen, um solche 
Anschläge möglichst zu verhindern oder aber die Täter von 
bereits verübten Straftaten der Bestrafung zuzuführen. 
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Um dies zu gewährleisten, hat der Bundesminister des Innern 
das Bundeskriminalamt gemäß § 4 Abs. 2 Buchstabe b des 
Gesetzes über die Einrichtung eines Bundeskriminalpolizei- 
amtes (Bundeskriminalamtes) vom 8. März 1951 (BGBl. I S. 165) 
mit der Wahrnehmung der polizeilichen Aufgaben auf dem 
Gebiete der Strafverfolgung beauftragt, soweit strafbare Hand- 
lungen vorliegen, die eine geheimbündlerische und terroristi- 
sche Betätigung von Angehörigen jugoslawischer Organisa- 
tionen im Bundesgebiet zum Gegenstand haben. Er hat weiter- 
hin mit den Iimenministem (Senatoren für Inneres) der Länder 
eine Intensivierung der vorbeugenden Bekämpfung terroristi- 
scher Organisationen von Ausländem vereinbart. Am 1. Ja- 
nuar 1971 ist ein besonderer kriminalpolizeilicher Meldedienst 
in Kraft getreten, nach dem dem Bundeskriminalamt alle Fälle 
politisch motivierter Ausländerkriminalität gemeldet werden. 
Bei der Abteilung Sichenmgsgruppe des Bundeskriminalamtes 
ist bereits seit dem 24. November 1969 eine Zentralstelle zur 
Erfassung und Auswertung aller einschlägigen Nachrichten 
eingerichtet. Zum gleichen Zeitpunkt hat der Bundesminister 
des Innern auch im Bundesamt für Verfassungsschutz eine be- 
sondere Arbeitsgruppe beauftragt, mit nacbrichtendienstlichen 
Mitteln bestimmte politisch kriminelle Aktivitäten von Aus- 
ländern möglichst frühzeitig zu erkeimen, damit die Abwehr- 
maßnahmen rechtzeitig getroffen werden können. 

Um die Zusammenarbeit der Ämter für Verfassungsschutz in 
Bund und Ländern in diesem Bereich zu gewährleisten, hat die 
Bundesregierung am 13. Mai 1970 den Entwurf eines Gesetzes 
zur Änderung des Gesetzes über die Zusammenarbeit des Bun- 
des und der Länder in Angelegenheiten des Verfassimgsschut- 
zes eingebracht, der alle Verfassungsschutzbehörden verpflich- 
tet, Bestrebungen von Ausländern zu beobachten, die geeignet 
sind, die innere oder äußere Sicherheit oder auswärtige Be- 
lange der Bundesrepublik Deutschland zu beeinträchtigen. 


7. Wie viele Exiljugoslawen sind insgesamt in den letzten 
10 Jahren in der Bundesrepublik Deutschland ermordet wor- 
den? 


Vgl. dazu die Antwort auf Frage 6. 


8. Trifft es zu, daß in keinem Falle Täter ermittelt bzw. festge- 
nommen worden sind? 

Nein. Bei einigen Mordansdilägen gegen kroatische Emigran- 
ten konnte die Identität der Täter mit ziemlicher Sicherheit 
festgestellt werden. Ihre Festnahme war jedoch nicht möglich, 
weil sie sich unmittelbar nach der Tat und z. T. vor deren Ent- 
deckung ins Ausland begeben hatten. Eine internationale 
Fahndung konnte gemäß Artikel 3 der Statuten der Internatio- 
nalen Kriminalpolizeilichen Organisation (Interpol) wegen des 
politischen Charakters dieser Straftaten nicht durchgeführt wer- 
den: 
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9. Was gedenkt die Bundesregierung zu tun, um diesen unmög- 
lichen Zustand zu beenden, oder hält sie es für normal, daß 
auf dem Boden der Bundesrepublik Deutschland poliüsche 
Morde am laufenden Band begangen werden? 

Die Bundesregierung weist den im zweiten Teil der Frage an- 
klingenden Vorwurf der Hinnahme politischer Gewaltverbre- 
chen mit Nachdruck zurück. In der Verurteilung von Mordtaten 
und jeder anderen Form der Gewalttätigkeit weiß sie sich mit 
allen ihren Vorgängerinnen einig. Die Bundesregierung ist ent- 
schlossen, gemeinsam mit den Behörden der Länder alles in 
ihren Kräften Stehende zu tun, um die politische Kriminalität 
auch von Ausländern wirksam zu bekämpfen. Besondere 
Schwierigkeiten ergeben sich für die deutschen Sicherheits- und 
Strafverfolgungsbehörden daraus, daß ecusländische Terroristen 
im allgemeinen konspirativ operieren und die freiheitlichen 
Lebensformen in der Bundesrepublik, die dadurch bewirkte 
persönliche Bewegungsfreiheit innerhalb des Bundesgebietes 
und Erleichterungen der Ein- und Ausreise für ihre Zwecke zu 
nutzen wissen. Die von der Bundesregierung eingeleiteten 
Maßnahmen, die in der Antwort auf die Frage 6 bereits er- 
wähnt wurden, bieten verbesserte Möglichkeiten, ausländi- 
schen politischen Gruppen mit krimineller Zielsetzung trotz 
ihrer Tarnungsmethoden auf die Spur zu kommen. 


10. Hat die Bundesregierung mit der Regierung Jugoslawiens 
über dieses Problem gesprochen oder wegen der Tätigkeit 
des jugoslawischen Sicherheitsdienstes auf dem Boden der 
Bundesrepublik Deutschland bei ihr interveniert? Was ge- 
denkt die Bundesregierung auf dieses Rundschreiben hin zu 
unternehmen? 

Es würde allen Regeln und Gepflogenheiten des zwischenstaat- 
lichen Verkehrs widersprechen, eine fremde Regierung oder 
deren Behörden mit Verbrechen in Verbindung zu bringen, 
ohne hierfür Beweise zu haben. Es ist deshalb verständlich, daß 
frühere Bundesregierungen sich nicht in der Lage gesehen 
haben, im Zusammenhang mit den der Kleinen Anfrage zu 
Grunde liegenden Vorfällen bei der Regierung der Sozialisti- 
schen Föderativen Republik Jugoslawien vorstellig zu werden. 
Das angebliche Rundschreiben vom 28. August 1970 kann schon 
wegen der erwähnten Zweifel an seiner Echtheit nicht zum 
Anlaß für ein Herantreten an die jugoslawische Regierung 
genommen werden. 


Genscher 



